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Entwurf einer Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Sicherung einer 
freien demokratischen Debatte in den sozialen Medien

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 143 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die großen Unternehmen im Bereich der sozialen Medien 
zunehmend willkürlich Nachrichten löschen und Konten sperren; in der Erwägung, dass 
sie durch die Entfernung der Facebook- und Twitter-Konten eines amtierenden 
Präsidenten der USA ihre enorme Macht über die öffentliche Debatte demonstriert 
haben;

B. unter Hinweis darauf, dass neue Akteure auch am Markteintritt gehindert werden, 
indem ihnen die Nutzung von Servern und App-Stores verwehrt wird; unter Hinweis 
darauf, dass beispielsweise die App Parler aus dem App-Store von Google entfernt und 
auf den Servern von Amazon abgeschaltet wurde;

C. in der Erwägung, dass die Demokratie Pressefreiheit braucht, wogegen sich Twitter 
stellt, indem es beispielsweise „Libero Quotidiano“ einschränkt;

D. unter Hinweis darauf, dass durch das Fehlen einer offenen Plattform eine freie 
demokratische Debatte verhindert wird, was möglicherweise zu Radikalisierung und 
Gewalt führt;

1. verurteilt die Gewaltanwendung bei den jüngsten Ereignissen in den USA und nachdem 
die großen Technologiekonzerne ihr Monopol missbraucht haben;

2. erinnert die großen Technologiekonzerne an ihre demokratische Verantwortung für die 
Bereitstellung einer offenen Plattform;

3. fordert die Kommission auf, gegen Google, Facebook, Twitter und Amazon wegen ihrer 
marktverzerrenden Monopolstellung eine Geldstrafe zu verhängen und sie zu 
zerschlagen.


